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Verordnung
über die Nebentätigkeit der Beamten

(Nebentätigkeitsverordnung – NtVO –)

Vom 12. August 1988*

Auf Grund des§ 33 des Landesbeamtengesetzes (LBG)in der Fassung vom
20. Februar 1979 (GVBl. S. 368), zuletzt geändert durch Gesetz v
10. Dezember 1986 (GVBl. S. 2013), wird verordnet:

§ 1

Nebentätigkeit

(1) Nebentätigkeit eines Beamten ist die Ausübung eines Nebenamtes
einer Nebenbeschäftigung.

(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Auf
ben, der auf Grund eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis
wahrgenommen wird.

(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt ge
rende Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes.

(4) Zu den öffentlichen Ehrenämtern im Sinne von§ 29 Abs. 1 Satz 2 LBG
gehören die als solche in Rechtsvorschriften bezeichneten Tätigkeiten, im ü
gen jede behördlich bestellte oder auf Wahl beruhende unentgeltliche Mit
kung bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben.

§ 2

Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst

(1) Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst ist jede für das Land Berlin, d
Bund, ein anderes Land oder eine andere Körperschaft, Anstalt oder Stif
des öffentlichen Rechts oder für Verbände von solchen ausgeübte Neben
keit; ausgenommen ist eine Nebentätigkeit für öffentlich-rechtliche Religio
gesellschaften oder deren Verbände.

(2) Einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst steht gleich eine Nebentä
keit für

1. Vereinigungen, Einrichtungen oder Unternehmen, deren Kapital (Gru
oder Stammkapital) sich unmittelbar oder mittelbar ganz oder überw
gend in öffentlicher Hand befindet oder die fortlaufend ganz oder überw
gend aus öffentlichen Mitteln unterhalten werden,

2. zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtungen, an denen eine
stische Person oder ein Verband im Sinne des
Absatzes 1 Halbsatz 1 durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen
in anderer Weise beteiligt ist,

Datum: Verk. am 30. 8. 1988, GVBl. S. 1491, 1948
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3. natürliche oder juristische Personen, die der Wahrung von Belangen e
juristischen Person oder eines Verbandes im Sinne des Absatzes 1 H
satz 1 dient.

§ 3

Zulässigkeit von Nebentätigkeiten im Landesdienst

Aufgaben, die für das Land Berlin oder für eine landesunmittelbare Körp
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts wahrgenommen wer
sind grundsätzlich in ein Hauptamt einzuordnen. Sie sollen nicht als Nebe
tigkeit zugelassen werden, wenn sie mit dem Hauptamt in Zusammenhang
hen.

§ 4

Vergütung

(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld o
geldwerten Vorteilen, auch wenn kein Rechtsanspruch auf sie besteht.

(2) Als Vergütung im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht
1. der Ersatz von Fahrkosten sowie Tagegelder bis zur Höhe des Betra

den die Reisekostenvorschriften für Beamte in der höchsten Reisekos
stufe für den vollen Kalendertag vorsehen, oder, sofern bei Anwend
dieser Vorschriften ein Zuschuß zustehen würde, bis zur Höhe
Gesamtbetrages; entsprechendes gilt für Übernachtungsgelder,

2. der Ersatz sonstiger barer Auslagen, wenn keine Pauschalierung vo
nommen wird.

(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind in vollem Umfang, Ta
und Übernachtungsgelder insoweit, als sie die Beträge nach Absatz 2 N
übersteigen, als Vergütung anzusehen.

§ 5*

Befristung, allgemeine Erteilung,
Untersagung und Widerruf der Genehmigung

(1) Eine Genehmigung soll nur für den Einzelfall erteilt werden. Bei ein
fortlaufend wahrgenommenen Nebentätigkeit ist die Genehmigung zu be
sten; sie erlischt spätestens nach Ablauf von zwei Jahren oder bei einem W
sel der Dienststelle. Wird keine neue Genehmigung erteilt, soll dem Beam
auf Antrag eine angemessene Frist zur Abwicklung der Nebentätigkeit be
ligt werden. …

(2) Die zur Übernahme einer oder mehrerer Nebenbeschäftigungen g
Vergütung erforderliche Genehmigung gilt allgemein als erteilt, wenn

1. die Nebenbeschäftigungen nur gelegentlich und außerhalb der Arbeit
ausgeübt werden und einen geringen Umfang haben,

2. kein gesetzlicher Versagungsgrund vorliegt und
3. die Vergütung insgesamt 51,13€ im Monat nicht übersteigt.

§ 5 Abs. 1 Satz 4: Aufgeh. durch Art. II d. VO v. 15. 11. 1999, GVBl. S. 595
§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3: Geänd. durch Art. XII Nr. 1 d. VO v. 29. 5. 2001, GVBl. S. 165
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Eine als genehmigt geltende Nebenbeschäftigung ist anzuzeigen. Sie i
untersagen, wenn dienstliche Interessen beeinträchtigt werden.

(3) Wird eine Genehmigung widerrufen oder eine als genehmigt gelte
oder eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit untersagt, so soll
Beamten eine angemessene Frist zur Abwicklung der Nebentätigkeit ei
räumt werden, soweit die dienstlichen Interessen dies gestatten.

§ 6*

Vergütungen für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst

(1) Für eine Nebentätigkeit im Landesdienst(§ 3) wird grundsätzlich eine
Vergütung nicht gewährt. Ausnahmen können zugelassen werden für

1. Gutachtertätigkeiten und schriftstellerische Tätigkeiten,
2. Tätigkeiten, deren unentgeltliche Ausübung dem Beamten nicht zuge

tet werden kann.
Wird der Beamte für die Nebentätigkeit in seinem Hauptamt entsprechend
lastet, darf eine Vergütung nicht gezahlt werden.

(2) Werden Vergütungen nach Absatz 1 Satz 2 gewährt, so dürfen sie
Kalenderjahr insgesamt nicht übersteigen

Innerhalb des Höchstbetrages ist die Vergütung nach dem Umfang und
Bedeutung der Nebentätigkeit abzustufen. Mit Ausnahme von Tage- und Ü
nachtungsgeldern dürfen Auslagen nicht pauschaliert werden.

§ 7

Ablieferungspflicht

(1) Erhält ein Beamter Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigke
im Landesdienst oder für sonstige Nebentätigkeiten, die er im öffentlichen o
in dem ihm gleichstehenden Dienst oder auf Verlangen, Vorschlag oder Ve
lassung einer für beamtenrechtliche Entscheidungen zuständigen Stelle au
so hat der Beamte die Vergütungen unverzüglich nach Ablauf eines je
Kalenderjahres insoweit an seinen Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, al
für die in einem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten die in§ 6 Abs. 2 Satz 1
genannten Bruttobeträge übersteigen. Vor der Ermittlung des abzuliefern
Betrages sind von den Vergütungen abzusetzen die im Zusammenhang m
Nebentätigkeit entstandenen Aufwendungen für

§ 6 Abs. 2 Satz 1: Neugef. durch Art. XII Nr. 2 d. VO v. 29. 5. 2001, GVBl. S. 165

für Beamte in den Besoldungsgruppen
€

Bruttobetrag

A 1 bis A 8  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
A 9 bis A 12  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
A 13 bis A 16, B 1, R 1 und R 2 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
B 2 bis B 5, R 3 bis R 5 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
ab B 6, R 6 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

3 681,30
4 294,85
4 908,40
5 521,95
6 135,50
3
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1. Fahrkosten sowie Unterkunft und Verpflegung bis zur Höhe der in§ 4
Abs. 2 Nr. 1 genannten Beträge,

2. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material
Dienstherrn (einschließlich Vorteilsausgleich),

3. sonstige Hilfeleistungen und selbst beschafftes Material.
Voraussetzung ist, daß der Beamte für diese Aufwendungen keinen Ausla
ersatz erhalten hat.

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 treffen auch Ruhestandsbeamte
frühere Beamte insoweit, als die Vergütungen für vor der Beendigung
Beamtenverhältnisses liegende Zeiträume gewährt worden sind.

§ 8

Ausnahmen von §§ 6 und 7

(1) §§ 6 und 7 sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für
1. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeiten,
2. Tätigkeiten als gerichtlicher oder staatsanwaltschaftlicher Sachverstä

ger,
3. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung,
4. Gutachtertätigkeiten von Ärzten, Zahnärzten, Tierärzten, Psycholo

oder Psychotherapeuten für Versicherungsträger oder für andere ju
sche Personen des öffentlichen Rechts sowie ärztliche, zahnärztliche
tierärztliche Verrichtungen dieser Personen, für die nach den Gebüh
ordnungen Gebühren zu zahlen sind,

5. Tätigkeiten, die während eines unter Wegfall der Besoldung gewäh
Urlaubs ausgeübt werden.
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(2) Wird der Beamte für die in Absatz 1 genannten Nebentätigkeiten in s
nem Hauptamt entsprechend entlastet, darf eine Vergütung nicht gezahlt
den.

§ 9

Abrechnung von Vergütungen

Der Beamte hat nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres seiner Diens
hörde eine Abrechnung über die ihm zugeflossenen Vergütungen im Sinne
§ 7 vorzulegen. In den Fällen des§ 7 Abs. 2sind auch Ruhestandsbeamte un
frühere Beamte hierzu verpflichtet.

§ 10

Genehmigung der Inanspruchnahme von Einrichtungen,
Personal oder Material des Dienstherrn

(1) Der Beamte bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung, wenn
bei der Ausübung einer Nebentätigkeit Einrichtungen, Personal oder Mate
seines Dienstherrn in Anspruch nehmen will.

(2) Einrichtungen sind die sächlichen Mittel, insbesondere die Diensträu
und deren Ausstattung einschließlich Apparate und Instrumente mit Ausna
von Bibliotheken. Material sind alle verbrauchbaren Sachen und die Ener

(3) Aus Anlaß der Mitwirkung an der Nebentätigkeit darf Mehrarbe
Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft nicht angeordnet, genehmigt oder
gütet werden. Vereinbarungen über eine private Mitarbeit außerhalb
Arbeitszeit bleiben unberührt.

(4) Die Genehmigung erteilt die Dienstbehörde im Einvernehmen mit
Dienststelle, in deren Bereich die Nebentätigkeit ausgeübt wird. Entfällt na
träglich das öffentliche oder wissenschaftliche Interesse an der Ausübung
Nebentätigkeit, ist die Genehmigung zu widerrufen. In dem Genehmigungs
scheid ist der Umfang der zugelassenen Inanspruchnahme anzugeben
Genehmigung darf nur unter der Auflage erteilt werden, daß ein Entgelt für
Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material gezahlt wird.§ 11
Abs. 2bleibt unberührt. Die Genehmigung kann bedingt oder befristet ert
werden.

§ 11

Entgelt für die Inanspruchnahme von Einrichtungen,
Personal oder Material; Grundsätze

(1) Für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material
nes Dienstherrn hat der Beamte ein angemessenes Entgelt zu entrichten
einer gemeinschaftlichen Inanspruchnahme durch mehrere Beamte sind s
Gesamtschuldner zur Entrichtung des Entgelts verpflichtet.
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(2) Nimmt ein Beamter ein Nebenamt gegen Vergütung für seinen Dien
herrn wahr oder übt er eine unentgeltliche Tätigkeit aus oder übt er eine
fungs-, Lehr- oder Unterrichtstätigkeit im öffentlichen Dienst aus, bei der
Wahrnehmung er die hierfür zur Verfügung gestellten Arbeitsräume benutz
kann auf die Entrichtung eines Entgelts für die Inanspruchnahme von Einr
tungen, Personal oder Material verzichtet werden.

(3) Die Höhe des Entgelts richtet sich nach den Grundsätzen der Kosten
kung und des Vorteilsausgleichs.

§ 12*

Höhe des Entgelts

(1) Das Entgelt außerhalb des von§ 32 Landeskrankenhausgesetzeserfaßten
Bereichs wird pauschaliert nach einem Vomhundertsatz der für die Nebent
keit bezogenen (Brutto-)Vergütung bemessen. Es beträgt im Regelfall

a) 5 v. H. für die Inanspruchnahme von Einrichtungen,
b) 10 v. H. für die Inanspruchnahme von Personal,
c) 5 v. H. für den Verbrauch von Material,
d) 10 v. H. für den durch die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Per

nal oder Material erwachsenen wirtschaftlichen Vorteil.
(2) Soweit die Pauschalsätze nach Absatz 1 Buchstaben a bis c in einze

Bereichen die tatsächlichen Kosten überschreiten oder unterschreiten, kan
fachlich zuständige Senatsmitglied im Einvernehmen mit dem Senator
Finanzen besondere Regelungen treffen.

(3) Das fachlich zuständige Senatsmitglied kann im Einvernehmen mit d
Senator für Finanzen abweichend von Absatz 1 Gebührenordnungen und
stige allgemeine Kostentarife, soweit sie die entstandenen Kosten und Vor
abdecken, für anwendbar erklären.

(4) Wird im Einzelfall nachgewiesen, daß das nach den Vomhundertsä
des Absatzes 1 berechnete Entgelt offensichtlich um mehr als 25 v. H. nied
oder höher ist als es dem Wert der Inanspruchnahme entspricht, so ist es
Amts wegen oder auf Antrag des Beamten nach dem Wert

1. der anteiligen Kosten für die Beschaffung, Unterhaltung und Verwaltu
der benutzten Einrichtungen,

2. der anteiligen Kosten für das in Anspruch genommene Personal
schließlich der Personalnebenkosten und der Gemeinkosten,

3. der Beschaffungs- und anteiligen Verwaltungskosten für das Material
4. des durch die Bereitstellung von Einrichtungen, Personal oder Mate

erwachsenen wirtschaftlichen Vorteils des Beamten (Vorteilsausgleich
festzusetzen. Der Beamte muß den Nachweis innerhalb einer Ausschluß
von drei Monaten nach Festsetzung des Entgelts erbringen. Die Entschei
trifft die Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Senator für Finanzen.

§ 12 Abs. 1 Satz 1: Ber. GVBl. 1988 S. 1948
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§ 13*

Nachweis- und Abführungsverfahren

(1) Der Beamte ist verpflichtet, bei fortlaufender Inanspruchnahme von E
richtungen, Personal oder Material des Dienstherrn vierteljährlich – im übrig
bei Ende der Inanspruchnahme – der Dienstbehörde die zur Festsetzun
Entgelts erforderlichen Angaben unverzüglich und vollständig zu machen.
Beamte kann verpflichtet werden, von Beginn an Aufzeichnungen zu füh
Auf Verlangen sind entsprechende Aufzeichnungen und Nachweise vorz
gen. Die Unterlagen sind fünf Jahre – vom Tage der Festsetzung des Entge
gerechnet – aufzubewahren.

(2) Das Entgelt ist von Amts wegen unverzüglich festzusetzen.
(3) Das Entgelt ist innerhalb eines Monats nach der Festsetzung fällig.
(4) Wird das Entgelt innerhalb eines Monats nach Fälligkeit nicht entrich

so ist unbeschadet der Einlegung von Rechtsbehelfen von dem rückständ
Betrag ein jährlicher Zuschlag in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Ba
zinssatz zu erheben. Für die Berechnung des Zuschlags wird der rückstän
Betrag auf volle 50 Euro abgerundet.

(5) Das Nähere über das Nachweis- und Abführungsverfahren regelt
zuständige Senatsmitglied im Einvernehmen mit dem Senator für Finanze

§ 14

Hochschullehrer

Diese Verordnung gilt für das wissenschaftliche und künstlerische Pers
an Hochschulen, soweit die auf Grund des Berliner Hochschulgesetzes e
sene Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt.

§ 15

Übergangsvorschrift

Die vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilten Genehmigungen zur In
spruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn
schen spätestens mit Ablauf von
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung; bis dahin sind die bi
rigen Bestimmungen über die Entrichtung eines Entgelts weiter anzuwend

§ 16*

Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Verkündung im Gesetz-
Verordnungsblatt für Berlin folgenden Kalendermonats in Kraft. …

§ 13 Abs. 4: Neugef. durch Art. IX d. Ges. v. 10. 2. 2003, GVBl. S. 62
§ 16 Satz 2: Aufhebungsvorschrift
7
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